
3. Änderungssatzung zur Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der 

Gemeinde Schlangen vom 27. Oktober 2025 

 

Präambel 

Aufgrund des §47 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) für das Land NRW in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Art. 3 des 

Gesetzes vom 01.10.2013 (GV NRW, S. 564), in Kraft getreten am 19.10.2013, hat der Rat 

der Gemeinde Schlangen am 20.11.2025 einstimmig die folgende 3. Änderungssatzung zur 

Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Gemeinde Schlangen vom 03. Juli 

2014 beschlossen. 

 

§ 1  

§ 1 Einberufung der Ratssitzungen Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

(1) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin beruft den Rat ein, so oft es die Geschäftslage 

erfordert, jedoch soll er/sie den Rat mindestens alle zwei Monate einberufen. Das Nähere 

regelt der Terminplan, der jährlich erscheint. Der Rat ist unverzüglich einzuberufen, wenn 

mindestens ein Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter Angabe der zur 

Beratung zu stellenden Gegenstände dies verlangen. 

 

§ 2 

§ 10 Teilnahme an Sitzungen Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

(2) Mitglieder der Ausschüsse können an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als 

Zuhörer/innen teilnehmen. Die Teilnahme als Zuhörer/in begründet keinen Anspruch auf 

Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sitzungsgeld (§ 48 Abs. 5 GO NRW). 

 

§ 3 

§ 13 Anträge zur Geschäftsordnung wird wie folgt geändert: 

(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt werden. 

Dazu gehören insbesondere folgende Anträge: 

a) auf Schluss der Aussprache, 

b) auf Schluss der Rednerliste, 

c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister/die Bürgermeisterin, 

d) auf Vertagung, 

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 

g) auf namentliche oder geheime Abstimmung, 

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung. 

Anträge auf Schluss der Aussprache (lit. a) und Schluss der Rednerliste (lit. b) können 

nur von Mitgliedern des Rates gestellt werden, die sich bis zu dem Antrag nicht an der 

Beratung beteiligt haben. Wird ein solcher Antrag gestellt, so gibt der/die Vorsitzende die 

bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt. 

(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, so darf noch je ein Mitglied des Rates für 

und gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist über den Antrag abzustimmen. In den Fällen 



des § 15 Abs. 3 und 4 bedarf es keiner Abstimmung. Über Anträge zur Geschäftsordnung 

hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. Werden mehrere Anträge zur 

Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den jeweils weitest gehenden Antrag 

vorab abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin die 

Reihenfolge der Abstimmung. 

 

 

§ 4 

§ 14 wird ersatzlos gestrichen. 

Die nachfolgenden Paragraphen werden entsprechend neu nummeriert.  

 

§ 5 

§ 19 Wahlen Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

(2) Abweichend dazu kann eine geheime Wahl durchgeführt werden, wenn mindestens ein 

Fünftel der Ratsmitglieder dies beantragt. Auf dem Stimmzettel ist der Name des/der zu 

Wählenden anzugeben oder anzukreuzen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten als 

Stimmenthaltung. 

 

§ 6 

§ 20 Ordnungsgewalt und Hausrecht, wird gestrichen und durch einen neuen Paragraphen 

wie folgt ersetzt: 

§19 Ordnung in den Sitzungen 

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister eröffnet, leitet und schließt die 

Ratssitzungen, handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus (vgl. § 51 Abs. 1 GO 

NRW).  

(2) Ratsmitglieder, die von dem Verhandlungsgegenstand abweichen, können von der 

Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister zur Sache verwiesen werden. Wenn ein 

Ratsmitglied die Ordnung oder die Würde des Rates verletzt, wird es ermahnt, wieder zur 

Ordnung zurückzufinden oder ihre oder seine Ausführungen zu berichtigen. Ein Ratsmitglied 

kann auch ohne vorherige Ermahnung unter Nennung des Namens zur Ordnung gerufen 

werden. Dies kann auch in der nächstfolgenden Sitzung geschehen. Die 

Ordnungsmaßnahmen und der Anlass hierzu dürfen in dieser Sitzung nicht zum Gegenstand 

von Erörterungen gemacht werden. Ist das Ratsmitglied in der Debatte zum selben 

Tagesordnungspunkt dreimal zur Sache oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf 

die Folgen eines dritten Sach- oder Ordnungsrufes hingewiesen worden, so wird ihr oder ihm 

das Wort entzogen. Einem Redner/einer Rednerin, dem/der das Wort entzogen ist, darf es in 

derselben Ratssitzung zu dem betreffenden Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden. 

(3) Darüber hinaus kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister Redner,  die ohne 

Worterteilung das Wort an sich reißen oder die vorgeschriebene Redezeit trotz 

entsprechender Abmahnung überschreiten, zur Ordnung rufen. § 51 Abs. 5 GO NRW gilt 

entsprechend. 



(4) Entsteht während einer Sitzung des Rates unter den Zuhörenden störende Unruhe, so 

kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nach vorheriger Abmahnung den für die 

Zuhörenden bestimmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, wenn die störende Unruhe 

auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.  

 

§ 7 

§ 21 Ordnungsruf und Wortentziehung wird ersatzlos gestrichen. 

Die nachfolgenden Paragraphen werden entsprechend neu nummeriert.  

 

 

§ 8 

§ 22 Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung wird ersatzlos 

gestrichen. 

Die nachfolgenden Paragraphen werden entsprechend neu nummeriert.  

 

 

§ 9 

§ 23 Einspruch gegen die Ordnungsmaßnahmen wird ersatzlos gestrichen. 

Die nachfolgenden Paragraphen werden entsprechend neu nummeriert.  

 

§ 10 

§ 27 (neu § 23) Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse Absatz 8 wird wie folgt 

geändert: 

(8) § 16 dieser Geschäftsordnung findet auf Ausschüsse keine Anwendung.  

 

§ 11 

§ 27 (neu § 23) Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse Absatz 7 wird wie folgt 

geändert:  

(7) An den nichtöffentlichen Sitzungen eines Ausschusses können die stellvertretenden 

Ausschussmitglieder, die Mitglieder anderer Ausschüsse sowie alle Ratsmitglieder als 

Zuhörer teilnehmen.   

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 3. Änderungssatzung zur Geschäftsordnung für den Rat und die 

Ausschüsse der Gemeinde Schlangen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Hinweis:  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 

geltend gemacht werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt.  

 

Schlangen, 27.10.2025 

 

 

Marcus Püster 

Bürgermeister 


